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Welche Stimmenmehrheit iſt nach dem Crieſter Statute 

erfurderlich, um im Falle einer engeren Wahl zum 

Podeſta oder zum Vice-Präſidenten gewählt zu ſein? 
Von Theodor v. Ninaldini. 


Die betreffende Geſetzesbeſtimmung, der § 57 des Trieſter Statuts 
vom 12. April 1850, R. G. Bl. Nr. 139, lautet wie folgt: 

„Die Wahl geſchieht für jedes Mitglied des Vorſtandes abgeſondert. 

Hiezu iſt die Anweſenheit von wenigſtens zwei Dritttheilen der 
ſämmtlichen Stadtrathsmitglieder erforderlich und iſt Derjenige als zum 
Podeſta oder Vice-Präſidenten gewählt anzuſehen welcher die abſolute 
Stimmenmehrheit der geſammten Mitglieder des Stadtrathes für ſich hat. 

Kommt die oben bezeichnete Mehrheit in zwei aufeinander 
folgenden Abſtimmungen nicht zu Stande, ſo wird zu einer engeren 
Wahl geſchritten, welche ſich auf jene zwei Mitglieder zu beſchränken 
hat, die in der letzten Abſtimmung die meiſten Stimmen erhalten haben.“ 

Wir wollen vor Allem conſtatiren, daß dieſe geſetzliche Beſtimmung 
entſchieden lückenhaft iſt, denn ſie enthält keine Vorſorge für den Fall, 
daß beim zweiten Wahlgange Stimmengleichheit reſultirt, ebenſowenig 
für den Fall, als die engere Wahl Stimmengleichheit ergibt. Wer hat 
in die engere Wahl zu kommen, wenn beim zweiten Wahlgange A, 6 
und C jeder 18 Stimmen oder A 24, B und Ü je 15 Stimmen 
erhielten? Was hat zu geſchehen, wenn die zwei in die engere Wahl 
gezogenen Perſonen gleiche Stimmenzahl in derſelben erhalten? In dem 
einen wie in dem anderen Falle kann hier nicht, wie es andere 
Statute, z. B. das Görzer, vorſchreiben, das Los entſcheiden, denn im 
Statute ſür Trieſt iſt das eben nicht vorgeſchrieben und ſolche Auskunfts⸗ 
mittel dürfen ohne ausdrückliche Beſtimmung des Geſetzes ſelbſtverſtändlich 


nicht zur Anwendung kommen. Auch die ſonſt geſtattete Dirimirung durch 


den Vorſitzenden dürfte in dieſen Fällen kaum angehen. Der § 107 
des Trieſter Statutes ſagt: 

„Der Vorſitzende hat ſich in der Regel an der Abſtimmung nicht 
zu betheiligen und nur bei gleichgetheilten Stimmen mit ſeiner Stimme 
den Ausſchlag zu geben.“ 

Es müßte alſo zuerſt die Stimmengleichheit conſtatirt ſein und 
daun der Vorſitzende ſeine dirimirende Stimme abgeben. Er wäre 
gezwungen, bei einer geheimen Abſtimmung ſein Votum kund zu thun, 
was der Geſetzgeber gewiß nicht intentirt hat. 

Wir haben es alſo in der That mit einem lückenhaften Geſetze zu 
thun, bei deſſen Interpretirung demnach nicht jener ſtrenge Maßſtab 
zur Anwendung kommen kann, der allerdings bei der Auslegung eines 
vollkommenen Geſetzes allein am Platze ſein mag. 

Dieſes vorausgeſchickt, wenden wir uns zu dem eigentlichen 
Gegenſtande unſerer Erörterung, zu der Frage nämlich, ob bei der 
engeren (Podeſtn- oder Vice-Präſidenten⸗» Wahl, um zu reuſſiren, 
mindeſtens 28 Simmen, d. i. die Mehrheit der geſammten Mitglieder 
des Stadtrathes, erforderlich ſei“), oder aber die Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen genüge. Letztere Mehrheit wird nothwendiger Weiſe immer eine 
abſolute ſein, da ja nur zwei Namen in die engere Wahl gezogen werden; 
fie wird zum mindeften 19 betragen, wenn nämlich nur 36 Mitglieder 
anweſend ſein ſollten, was nach dem berufenen $ 57 die Minimalzahl 
der erforderlichen Präſenz iſt. 

Wir halten nun jene Anſicht für die richtigere, nach welcher die 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen genügt, und wollen verſuchen, dieſe 
Anſicht hier zu vertreten. Das Geſetz ſagt: „Kommt die oben bezeichnete 
Mehrheit in zwei auſeinander folgenden Abſtimmungen nicht zu Stande, 
ſo wird zu einer engeren Wahl geſchritten u. ſ. w“ Die Veranlaſſung 
der engeren Wahl liegt alſo in dem Nichtzuſtandekommen der Mehrheit 


von 28 Stimmen und nun ſollte bei dieſer hiedurch veraulaßten engeren 


Wahl doch wieder eine ſolche Mehrheit erforderlich ſein? Uns ſchiene 
dies ein Widerſpruch. Man wird uns freilich einwenden: Es iſt kein 
Widerſpruch, denn bei der engeren Wahl iſt es eben leichter, daß 
28 Stimmen ſich auf einen Candidaten concentriren, da es ihrer nur 
zwei gibt, während bei den früheren Wahlgängen die Stimmen zwiſchen 
beliebig viel Candidaten zerſplittert ſein können. In der That, es iſt 
leichter, das müſſen wir zugeben; trotzdem aber erſcheint der gerügte 
Widerſpruch keineswegs behoben, denn die Concentrirung von 28 Stim- 
men auf einen Candidaten bei der engeren Wahl wäre nur dann ſicher 
(und auf das kommt es an, ſoll der Widerſpruch verſchwinden), wenn 
alle 54 Mitglieder anweſend ſein müßten, während das Geſetz ſich auch 
mit 36 begnügt. Um alſo dieſen Widerſpruch im Geſetze nicht anneh⸗ 
men zu müſſen, glauben wir, daß bei der engeren Wahl nicht mehr 
jene Majorität erforderlich ſei, deren früheres Fehlen eben zur engeren 
Wahl geführt hat. 


) Für dieſe Anſicht hat ſich der Trieſter Stadtrath jüngſt ausgeſprochen. 


Ein weiteres, wie wir glauben, ſehr ſtarkes Argument für unſere 
Anſicht liegt in dem Weſen einer engeren Wahl. Was iſt eigentlich eine 
engere Wahl? Einfach die Entſcheidung, welchem von zwei Candidaten 
die Verſammlung den Vorzug gibt. Zu dieſer Entſcheidung genügt aber 
naturgemäß, daß der eine Candidat mehr Stimmen erlange als der 
andere; die Feftſetzung einer beſtimmten Stimmenzahl iſt alſo hiebei 
zwecklos, ja, dem Weſen der engeren Wahl zuwiderlaufend. 


Nun wollen wir zur Entkräftung einiger Argumente übergehen, 
welche für die gegnerische Anſicht ins Feld geführt werden. Man be- 
hauptet, der zweite Abſatz des § 57, der eben das Erforderniß der 
Mehrheit von mindeſtens 28 Stimmen ausſpricht, nehme eine domini⸗ 
rende Stellung in dieſem Paragraphe ein; er erſtrecke ſich auch auſ den 
von der engeren Wahl handelnden dritten Abſatz, daher auch im Falle 
der engeren Wahl das gleiche Erforderniß gelte. Uns ſcheint aber im 
Zusammenhange mit dem diesbezüglich ſchon früher Geſagten, daß in 
den einleitenden Worten des dritten Abſatzes („kommt die oben bezeich⸗ 
nete Mehrheit in zwei aufeinander folgenden Abſtimmungen nicht zu 
Stande, ſo wird zu einer engeren Wahl geſchritten“) das Aufgeben des 
im zweiten Abſatze in Betreff der bei den zwei erſten Abſtimmungen 
erforderlichen Stimmenmehrheit feſtgehaltenen Standpunktes klar aus⸗ 
gedrückt liege. Es dünkt uns logiſcher und naturgemäßer, wenn der 
fragliche Satz ſo verſtanden wird: Wenn die Mehrheit von 28 nicht 
zu Stande kommt, ſo greift man zu einem Auskunftsmittel (die engere 
Wahl), bei dem, ſeinem Weſen nach, dieſe Mehrheit nicht geboten iſt 
— als wenn man den Satz dahin auslegt: Wenn die Mehrheit von 
28 Stimmen bei den zwei erſten Wahlgängen nicht zu Stande kommt, 
ſo muß ſie doch zu Stande kommen und hiezu diene die engere Wahl 
(deren Weſen aber, wie ſchon erörtert, derlei fixe Mehrheitszahlen fremd 
ſind Nach unſerer Anſicht verläßt alſo der dritte Abſatz durch ſeine 
einleitenden Worte den Standpunkt des zweiten Abſatzes puncto 
Stimmenmehrheit; dagegen berechtigen dieſe Worte keineswegs, ein Ver— 
laſſen des Standpunktes puncto der im zweiten Abſatze vorgeſchriebenen 
Präſenz zu deduciren, welch' letztere alſo auch bei der engeren Wahl 
wenigſtens zwei Dritttheile aller Mitglieder betragen muß. 


Ein weiteres Argument für das Erforderniß der 28 Stimmen 
hat man auch darin finden wollen, daß der Geſetzgeber keine Beſtim— 
mung für den Fall der Stimmengleichheit in der engeren Wahl getrof— 
fen habe, denn er verlange ja 28 Stimmen oder mehr und eine ſolche 
Anzahl kann bei 54 Mitgliedern eben nur Einer erlangen, daher es 
überflüſſig ſei, ſich mit der Eventualität der Stimmengleichheit zu beſchäf 
tigen. Daß das Schweigen des Geſetzes dieſen tiefen Sinn kaum hat, 
darf mit Grund vermuthet werden, wenn man erwägt, daß das Geſetz, 
wie wir Anfangs erörtert, auch darüber ſchweigt, wer von mehreren 
mit gleichen Stimmen Betheilten in die engere Wahl zu kommen habe. 
Und da man dieſem Schweigen abſolut keine andere Deutung geben 
kann, als die einer wirklichen Geſetzesluͤcke, jo liegt es wohl ſehr nahe, 
auch in dem anderen Falle eher eine Lücke als eine Abſichtlichkeit heraus⸗ 
zufinden. 


Der Mangel einer Beſtimmung darüber, was bei Stimmengleich⸗ 
heit in der engeren Wahl Rechtens ſei, iſt alſo kein triftiges Argument 
für das Erforderniß der 28 Stimmen. Vielmehr, ob man fich für 
dieſes Erſorderniß oder aber für die von uns verfochtene Interpretation 
ausſpricht, bleibt die Sache, was den Fall der Stimmengleichheit betrifft, 
immer dieſelbe, denn die Möglichkeit, daß in der engeren Wahl jeder 
der zwei Candidaten gleich viel Stimmen erhalte, iſt da und dort nicht 
ausgeſchloſſen, und gewählt erſcheint bei einer und der anderen Juter⸗ 
pretation keiner der zwei Candidaten, bei der einen nicht, weil keiner 
28 Stimmen hat, bei der andern nicht, weil keiner den Mitbewerber 
an Stimmen überragt. 


Es gibt einen Punkt im § 57 des Trieſter Statutes, in welchem 
man das Schweigen des Geſetzes als begründet anſehen kann, und das 
iſt eben der, welche Mehrheit in der engeren Wahl erforderlich ſei; 
denn, wie geſagt, das Weſen einer engeren Wahl bringt es ſchon mit 
ſich, daß hiebei Derjenige gewählt erſcheint, der mehr Stimmen als der 
Andere erhält. 
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Die Gemeindebrunnen in Landgemeinden. 
(Schluß.) 
Ueber hölzerne Deicheln insbeſondere. 


Die Holzdeichel iſt in Landorten die üblichſte Art der Röhren— 
leitung; der Stoff kann im Orte gewonnen und ebenſo die Herſtellung 
dort ausgeführt werden, während die anderen, eben aufgeführten Arten 
der Röhrenleitung theils aus Fabriken bezogen, theils durch Techniker 
gefertigt und gelegt werden. Zu unſerem Zwecke genügt es daher, die 
Holzdeicheln näher zu beſprechen. 


1. Man verwendet dazu wegen ihrer Wohlfeilheit, Geradſtämmigkeit 
und Dauerhaftigkeit die Fichte, Föhre und Rothtanne, Kiefern und Lerchen, 
Weide⸗ und Pappelholz taugt nicht; Eichenholz ſührt oft und lange 
einen Beigeſchmack mit ſich. Das Holz muß im Spätjahr gefällt werden. 

2. Die einzelnen Stücke nimmt man 12 bis 18 und 20 Fuß 
lang; je länger die Stücke, deſto ſchwieriger wird das Bohren. 

3. Das Bohren geſchieht in der Regel mit der Hand. Die Größe 
des Bohrloches richtet ſich nach der Quantität des zu liefernden Waſſers 
und des Gefälles; die Wandſtärke richtet ſich nach der Feſtigkeit des 
Holzes, unter Berückſichtigung der tiefſten Weite des Bohrlochs und 
des Waſſerdrucks. Gewöhnlich macht man die Wandſtärke der Deichel 
dem Durchmefſer des Bohrlochs gleich. Daraus ergibt ſich der Umfang 
der zu verwendenden Deichelſtücke. Die ſtärkſten verwendet man, wo der 
Waſſerdruck der größſte iſt, alſo in den tieferen Lagen. 


4. Da man nicht immer Gelegenheit hat, geeignetes Holz zu 
Deicheln zu jeder Zeit bei der Hand zu haben, ſo hält man einen 
Vorrath. Die Erfahrung zeigt, daß die Aufbewahrung im Waſſer 
weniger nachtheilig iſt als im Trockenen oder unter dem Boden. Man 
legt daher einen ſogenannten Deichelweiher (Deichelbeize) an, in welchem 
das Waſſer zu- und abfließt, bringt die gebohrten Deicheln in denſelben 
und beſchwert ſie, daß fie unter Waſſer bleiben. Dadurch werden die 
Deicheln vor dem Reißen beim Trockenwerden bewahrt. Die Deicheln 
dürfen weder zugehauen noch von Rinde entblößt werden. 


Das Einlegen der Deicheln in die Weiher gewährt den weiteren 
Vortheil, daß das Holz ſeinen harzigen Beigeſchmack verliert. 

5. Von größter Bedeutung iſt die Zuſammenſetzung der einzelnen 
Deichelſtücke. Als die zweckmäßigſte gilt die Zuſammenfügung mittelſt 
einer eiſernen Büchſe. Man verfertigt dieſe Büchſe häufig nur 3 Zoll 
lang, ſo daß ſie in jeder Röhre nur etwas über einen Zoll eindringt, 
und gibt ihr wohl auch einen ſo kleinen Durchmeſſer, daß ſie kaum 
1 Zoll vom Umfange des Bohrlochs abſteht. 

Beides iſt zur Herſtellung einer ſicheren Verbindung nicht genügend, 
und wo man einige Mehrkoſten nicht ſcheut da läßt man die Büchſe in 
jeder Seite 3, wohl auch 4 Zoll eingreifen und gibt ihr einen ſolchen 
Durchmeſſer, daß ſie in die Mitte der Röhrenwand t ifft. Ihre Stärke 
beträgt alsdann neben dem vorſtehenden Rande ungefähr 1 Zoll. Die 
Koſten für die Anſchaffung ſolcher Büchſen ſind freilich bedeutend, aber 
die Dauer derſelben wird auch im hohen Grade vermehrt, ſo daß ſie 
bei der wiederholten Abwechslung (Auswechslung) der Röhren mehrmals 
auf's Neue benützt werden können. Ihre Anfertigung geſchieht in der 
Art, daß zuerſt ſchmale Ringe von gleicher Dicke gemacht werden. Dieſe 
werden nun an den Seiten feiner ausgeſchmiedet, um die beiden Schmiede 
darzuſtellen, Seiten und den mittleren erhöhten Rand bildet man 
endlich mit dem Hammer, der mit einem Geſenke (einer vertieften Rinne 
von entſprechender Form) verſehen iſt. Es iſt aber vortheilhaft, die 
Büchſe auch im Inneren wie im Aeußeren etwas coniſch abzuſchrägen. 
Um die Büchſe einzuſetzen, ſtellt man fie concentriſch mit; dem Bohrloch 
auf die Stirnfläche der einen Röhre und treibt ſie mit dem Hammer 
feſt bis zu dem vorſtehenden Rande ein, ſo daß derſelbe etwa noch 
einen halben Zoll vom Holze entfernt bleibt. Hierauf wird die Büchſe 
herausgezogen, was mittelſt einer Brechſtange, die unten den erwähnten 
Rand faßt, nicht ſchwer iſt, und man treibt ſie mit ihrer anderen Seite 
in das folgende Röhrenſtück ebenſoweit ein; endlich wird die erſte Seite 
wieder in den bereits gebildeten Spalt eingeſtellt und mittelſt ſtarker 
Schläge, die man an das Ende der zweiten Röhre führt, dringt die 
Büchſe auf beiden Seiten bis zum Rande ein. Es darf kaum erwähnt 
werden, daß man ſich hüten muß, die Schneiden durch das Aufſchlagen 
zu beſchädigen; man benützt hiebei mit Vortheil einen eiſernen Aufſetzer, 


der auf den Rand paßt und die Schneide bedeckt. Bei dieſer Methode 
iſt eine Verſtopfung mit Hauf oder Leinwand ganz überflüſſig, ebenſo 
entbehrt man dabei der eiſernen Ringe, die das Aufſpalten der Röhren 
verhindern; auch in der Länge der ausgebohrten Röhren ſpart man 
etwas, indem kein Zapfen angeſchnittten werden darf. 


Wo ſind öffentliche Brunnen herzuſtellen, 
welcherlei? 


Bei Beantwortung der erſten Frage muß man zuerſt feſtſtellen, 
in welchen Fällen die Gemeinde nicht verpflichtet iſt, öffentliche Brunnen 
herzuſtellen? Sie iſt dazu nicht verpflichtet 1. bei einzeln ſtehenden 
Häuſern; 2. für Gewerbe, welche eine außergewöhnliche Waſſermenge 
zu ihrem Betriebe erfordern, und 3. wo durch Privatbrunnen für 
genügenden Vorrath an trinkbarem Waſſer geſorgt iſt. Oeffentliche Brun⸗ 
nen müfſen hergeſtellt werden da, wo ein gemeinſchaftliches Bedürfniß 
eines Ortstheiles vorliegt. Dieſes Bedürfniß erſtreckt ſich auf das erforder⸗ 
liche Trink-, Koch⸗ und Waſchwaſſer; auch erfordert die Beſeitigung 
der Feuersgefahr einen nahe liegenden Brunnen. 

Auf die Frage: wie viel Brunnen ſind herzuſtellen? — kann man 
nur antworten: bis das oben bezeichnete Bedürfniß gedeckt iſt. Für 
Landgemeinden hat man einen auf Erfahrung gegründeten Maßſtab. 

Man berechnet für eine Familie von 5 Mitgliedern zum Getränke, 
Kochen, Waſchen — 


wie viele und 


täglich 40 Liter 
für eine Kuh 5 40 „ 
„ einen Ochſen . „ 35—40 „ 
„ Bugvieh durchſchnittlich. 7 28 „ 
„ ein Nutzungspferd 5 „ 4050 „ 
„ ein Schwein (in Geſtalt von Suben, 

Küchenwaſſer, Milchwaſſer) " ZU 
ein Schaf bei trockener Stallfütterung. 2—3 
Vergleicht man damit die Quantität Waffer, welche die zu benützende 
Duelle in einer Stunde, reſp. in einem Tage liefert, fo findet man 


le icht, für wie viel Familien der Brunnen täglich Waſſer gibt. 

Man muß weiter berückſichtigen, daß das Waſſerholen nicht zu 
viel Zwiſchenarbeit und Zeit erfordert und daß bei einem ausgebrochenen 
Brande die Nähe eines reichhaltigen Brunnens von ganz außerordent— 
lichem Werthe werden kann. 

Welcherlei Brunnen ſind herzuſtellen? Darauf folgt die Antwort: 
laufende oder wenigſtens Pumpbrunnen. 

Häufig kommt der Fall vor, daß in Landgemeinden Privat- und 
öffentliche Brunnen nebeneinander beſtehen. Da aber die Benützung 
der Privatbrunnen ſehr häufig zu Zwiſtigkeiten führt und von den 
Eigenthümern gerade bei einem Waſſermangel beſchräukt oder gar 
unterſagt werden kann, ſo iſt es räthlich, mittelſt Uebereinkunft mit dem 
Eigenthümer die Privatbrunnen zum allgemeinen Gebrauche zugänglich 
zu machen, indem die Unterhaltung derſelben von der Gemeinde ganz 
oder zum Theile übernommen wird. 

Die Brunnenſchalen oder Brunnenſtöcke fertigt man am beſten 
aus Stein (Sandſtein, Granit) oder Gußeiſen. Das Verhältniß der 
Koſten gibt den Ausſchlag. 

Zweckmäßig iſt es, außer dem eigentlichen Brunnentrog noch 
zwei kleinere anzuſchaffen, den einen für das Tränken der Thiere, den 
anderen zum Reinigen von Pflanzen u. ſ. w., was freilich eigentlich 
zu Hauſe geſchehen ſollte. 


Brunnenviſitation. 


Bei allen Brunnen, ſelbſt Privatbrunnen, wenn fie von einer 
größeren Anzahl von Menſchen benützt werden, iſt eine öftere Vifitation 
durch die Gemeindebehörde nothwendig Eine ſolche kann füglich auch 
mit der Vifitation der Feuerſchau verbunden werden. 

Dieſelbe hat ſich zu erſtrecken auf die Unterſuchung der äußeren 
Beſchaffenheit des Brunnens, ſodann auf Deichelleitung, die Brunnſtube 
und den Deichelweiher und endlich auf die Beſchaffenheit des Waſſers 
jefbft, wenn Klage darüber geführt wird. 


Die Beſchaffung des Waſſers für eine Gemeinde durch Bohren 
arteſiſcher Brunnen, aus dem Horizontalwaſſer und durch Ciſternen und 
die in dieſen Fällen erforderliche Deſtillation erfordern beſondere 
Behandlung. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage der paſſiven Klagslegitimation bei Anſprüchen aus 
dem Vermögen einer katholiſchen Kirche. 


Die Baumeiſter Franz F. und Anton T. belangten die Pfarr⸗ 
kirchenvorſtehung in P. mit der Klage de praes. 13. Mai 1878, 
3. 3788, auf Zahlung eines Baukoſtenbetrages per. 1134 fl. 35 kr. 

Dieſe Klage wurde vom k. k. Landesgerichte in Laibach arge- 
nommen, die Einrede verbeſchieden und nach Inhalt des Klagepetitums 
das Original dem Pfarrer und Kirchenvorſtande Johann B., die 
eingelegten Rubriken aber den Kirchenpröbſten Johann G. und Martin D. 
zugeſtellt. 

Mit dem Geſuche de praes. 15. Juni 1878, 3. 5485, haben 
die Kläger wegen nicht erjtatteter Einrede um Anordnung der Inrotu⸗ 
lirungstagſatzung angeſucht, welche Tagſatzung auf den 16. Auguſt 1878 
angeordnet und ohne Intervenirung der Geklagten einſeitig mit den 
Klägern vorgenommen wurde. 


Dagegen wurde rechtzeitig vom Pfarrer Johann B. der Recurs 
eingebracht und der ganze Vorgang und der Inrotulirungsbeſcheid vom 
27. Juli 1878, 3. 5485, nachträglich aus dem Grunde beſtritten, 
weil von demſelben nicht auch die anderen Mitglieder der Kirchen⸗ 
vorſtehung verſtändigt worden feien. 

Ueber dieſen Recurs fand das k. k. Oberlandesgericht in Graz mit 
Verordnung vom 11. September 1878, 3. 9528, in Erwägung, 
daß die Klage des Franz F. und Anton T. de praes. 13. Mai 1878, 
3. 3788, gegen die Pfarrkirche zu P. gerichtet iſt und in derſelben 
die Zahlung des Lohnreſtes für den Neubau der genannten Pfarrkirche 
per 1134 fl. 35 kr. ſ. A. bei Vermeidung der Execution auf das 
Vermögen der Pfarrkirche in P. begehrt wird, es ſich ſonach um eine 
Belaſtung des Vermögens der genannten Pfarrkirche und nicht um die 
Vertretung und Einbringung laufender Vermögensnutzungen der Kirche 
handelt, in welch' letzterer Beziehung allerdings die Vorſtehung der 
genannten Pfarrkirche als Streittheil aufzutreten berechtigt wäre, und 

in Erwägung, daß dem Vorangeführten zufolge in der vor— 
liegenden Streitſache die beklagte Pfarrkirche gemäß dem Geſetze vom 
7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 50, den ſtaatlichen Schutz genießt und 
nur von der k. k. Finanzprocuratur vertreten werden kann, daher der 
obigen Klage die Paſſivlegitimation fehlt, in Gemäßheit des § 64 
a. G. O. und des Hofd. vom 4. Juni 1789, J. G. S. Nr. 1015, 
den Klagsbeſcheid des k. k. Landesgerichtes Laibach vom 14. Mai 1878, 
3. 3788, den Beſcheid eben desſelben vom 27. Juli 1878, 3. 5485, 
und die bei demſelben k. k. Landesgerichte am 26. Auguſt 1878, 
3. 6643, vorgenommene Inrotulirungstagſatzung zu beheben und die 
Klage des Franz F., dann Anton T. cke praes. 13. Mai 1878, 
3. 3788, wegen mangelnder Legitimation der beklagten Vorſtehung 
der Pfarrkirche in P. zur Vertretung dieſer Pfarrkirche zurückzuweiſen. 

Den von den Klägern Franz F. und Anton T. eingebrachten 
Reviſionsrecurs hat der k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 
5. November 1878, Z. 12.444, abzuweiſen und die Erledigung des 
k. k. Oberlandesgerichtes zu beſtätigen befunden. 

Ju Erwägung, daß mit der vorliegenden Klage die Zahlung 
eines Baulohnes aus dem Vermögen der Pfarrkirche in P. angeſprochen wird; 

in Erwägung, daß in vermögensrechtlichen Angelegenheiten von 
katholiſchen Kirchen, wenn es ſich, wie im gegebenen Falle, nicht um 
fortlaufende Vermögensnutzungen handelt, die Vertretung der k. k. Finanz⸗ 
procuratur zuſteht (Art. I und § 38 des Geſetzes vom 7. Mai 1874, 
R. G. Bl. Nr. 50; SS 1, a und 2, 8. 5 der proviſoriſchen Dienſtes⸗ 
inſtruction für die Finanzprocuraturen vom 16. Februar 1855, 
R. G. Bl. Nr. 34); 

in Erwägung, daß, nachdem die geſtellte Klage nicht gegen die 
geſetzliche Vertretung der geklagten Pfarrkirche gerichtet iſt, gemäß § 64 
a. G. O. und Hofd. vom 4. Juni 1789, J. G. S. Nr. 1015, nicht 
allein das über dieſelbe ſtattgefundene Verfahren aufzuheben, ſondern 
auch die Klage zu verwerfen war. Ger. H. 


Geſetze und Verordnungen. 
1879. I. Quartal. 


Reichsgeſetzblatt für die im Neichsrathe vertretenen Königreiche 
und Lander. 
XI. Stück. Ausgeg. am 19. Februar. 

24. Erklärung der öſterreichiſch-ungariſchen und der franzöſiſchen Regie⸗ 
rung vom 5. Jänner 1879, betreffend die Verlängerung des Schifffahrts-, Con⸗ 
ſular⸗, Verlaſſenſchafts- und literariſchen Vertrages vom 11. December 1866. 

25. Proviſoriſche Handelseonvention mit Frankreich vom 20. Jänner 1879. 

26. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 
18. Februar 1879 zur Vollziehung der Haudelsconvention mit Frankreich vom 
20. Jänner 1879. 

XII. Stück. Ausgeg. am 23. Februar. 

27. Geſetz vom 12. Februar 1879 über die Veräußerung von Objecten 
des unbeweglichen Staatseigenfhums. 

28. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 17. Feberuar 1879 
über die Auflaffung des k. k. Hauptzollamtes II. Claſſe zu Hall in Tirol. 

29. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 19. Februar 1879, womit 
der Zeitpunkt beſtimmt wird, von welchem der Beginn des ſteuerbaren Verfahrens 
bei einem Biergebräue zu rechnen iſt, welches unmittelbar auf ein anderes folgt. 

30. Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 21. Februar 1879, 
betreffend die Bedingungen, unter welchen Reiſende aus Bulgarien und deren 
Effecten über die Grenze der Monarchie zugelaſſen werden. 


XIII. Stück. Ausgeg. am 8. März. 

31. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 23. Februar 1879, betref- 
fend die Behandlung einiger Werksvorrichtungen in den der Steuerpauſchalirung 
nach der Leiſtungsfähigkeit des Maiſchraumes unterworfenen Brauntweinbrennereien. 

32. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 2. März 1879, betreffend 
die Bezeichnung jener Waaren, auf welche die kaiſerliche Verordnung vom 
18. Jänner 1852 Anwendung zu finden hat. 

33. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 2. März 1879, betreffend 
die Verwendung von Läuterbottichen für Bierwürze in Bierbräuereien. 

34. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 3. März 1879, betreffend 
die Errichtung einer hauptzollamtlichen Expoſitur im Bahnhofe der k. k. priv. 
Kaiſerin Eliſabeth-Bahn in Wien. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 16. März 1879. 

35. Proviſoriſche Verordnung des Ackerbauminiſteriums im Einver⸗ 
nehmen mit dem Miniſterium für Cultus und Unterricht vom 28. Februar 
1879, betreffend die Abhaltung der Befähigungsprüfungen für Candidaten 
landwirthſchaftlicher Lehrerſtellen an Ackerbauſchulen und mittleren landwirth⸗ 
ſchaftlichen Schulen, ferner für Candidaten forſtwirthſchaftlicher Lehrerſtellen an 
Waldbauſchulen und mittleren forſtwirthſchaftlichen Schulen. 

36. Proviſoriſche Verordnung des Ackerbauminiſteriums einvernehmlich 
mit dem Miniſterium für Cultus und Unterricht vom 28. Februar 1879, betref 
fend die Befähigungsprüfungen für das Lehramt des Obſt⸗ und Weinbaues 
und Kellerwirthſchaft an Obſt⸗ und Weinbauſchulen oder an ſolchen Ackerbauſchulen, 
welche für dieſen Gegenſtand eigene Lehrer beſtellen. 

37. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 10. März 1879, betreffend 
die Erweiterung der Verzollungscompetenz des k. k. Nebenzollamtes II. Claſſe 
Nieder⸗Einſiedl zu Sebnitz in Sachſen. 

38. Verordnung des Handelsminiſteriums vom 12. März 1879, betreffend 
die Veröffentlichung von Refactien und ſonſtigen Begünſtigungen im Güterverfehre 
auf Eiſenbahnen. 

XV. Stück. Ausgeg. am 19. März. 

39. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 
17. März 1879, betreffend die Bollbehandfung von Muſtern franzöſiſcher 
Handelsreiſender, dann den Muſtermarkenſchutz, ſowie den Gewerbebetrieb 
ſranzöſiſcher Staatsaugehöriger in Oeſterreich-Ungarn. 

40. Verordnung des Handelsminiſteriums vom 17. März 1879, betreffend 
die Einführung des Worttarifes für den inländiſchen Telegraphenverkehr der 
öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie 

XVI. Stück. Ausgeg. am 27. März. 

41. Verordnung des Handelsminiſteriums vom 21. März 1879, betref⸗ 
fend die Einführung des Worttarifes für den telegraphiſchen Verkehr zwiſchen 
Oeſterreich⸗Ungarn und Deutſchland. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 29. März 1879. 

42. Geſetz vom 27. März 1879, betreffend die Forterhebung der Steuern 

und Abgaben, dann die Beſtreitung des Staatsaufwandes während des Monates 
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April 1879 und die Ermächtigung der Regierung zur Ausführung einer Credit⸗ 
operation behufs Deckung des vorausſichtlichen Abganges im Jahre 1879. 
XVIII. Stück. Ausgeg. am 30. März 
43. Staatsvertrag zwiſchen Oeſterreich⸗-Ungarn, Deutſchland, Frankreich, 
Großbritannien, Italien, Rußland und der Türkei geſchloſſen zu Berlin am 
13. Juli 1878. (Regelung der orientaliſchen Verhältniſſe.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Oberrechnungsrathe im Finanzminiſterium 
Adolf Rosmus das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Telegrafenamts-Official und Amtsleiter in 
Wr.⸗Neuſtadt Karl Meiſel den Titel und Charakter eines Telegrafenamts⸗ 
Verwalters verliehen l 

Seine Majeſtät haben dem Wundarzte Anton Kohlfürſt in Graz das 
goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzconcipiſten der Finanz-Landesdireetion 
in Prag Maximilian Ritter v. Glommer zum Miniſterialconcipiſten im Finanz⸗ 
miniſterium ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzeommiſſär Joſef Fuchs zum Finanz⸗ 
Obercommiſſär und den Finanzeommiſſär Anton Götzl zum Finanzſecretär der 
Wiener Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Seeretär der Forſt- und Domänendirection 
in Görz Eduard Peratoner zum Finanzſeeretär bei der Trieſter Finanzdirection 
ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Seriptor der Studien— 
bibliothek in Olmütz Johann Hausmann zum Cuſtos und den Schriftſteller 
Willibald Müller in Olmütz zum Seriptor der genannten Studienbibliothek 
ernannt. 


Rechnungsaſſiſtentenſtelle der eilften Rangsclaſſe bei der Görzer Forft- 
und Domänendirection, bis 25. Mai. (Amtsbl. Nr. 106.) 

Conceptsprakticantenſtelle bei den politiſchen Behörden im Herzogthume 
Salzburg mit 500 fl. Adjutum, bis 15. Juni. (Amtsbl. Nr. 108.) 

Rechnungsrathsſtelle bei der n. ö. Statthalterei in der achten Raugsclaſſe, 
eventuell eine Rechnungsrevidentenſtelle in der neunten, eine Rechnungsofficials⸗ 
ſtelle in der zehnten oder eine Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, 
bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 110.) 

Steuereinnehmersſtelle bei der o. ö. Finanzdirection in der neunten Rangs⸗ 


claſſe, bis 15. Juni. (Amtsbl. Nr 1111 
umtau ſch 

älterer Auflagen der Bände der Manz'ſchen Taſchenausgabe der öſterreichi— 
ſchen Geſetze gegen die neueſten bis auf die Jetztzeit ergänzten Auflagen. 

Die gefertigte Verlagsbuchhandlung erklärt ſich bereit, bis Ende des Jahres 
1879 alle älteren Bände ihrer Taſchenausgabe der öſterreichiſchen Geſetze (geheftet 
oder gebunden) unter nachſtehenden Bedingungen in Umtauſch gegen die neueſten 
in Zahlung anzunehmen. 


Bedingungen des klmkauſches: 

a) Jeder vollſtäudige gebundene oder geheftete Band unſerer Taſchen⸗ 
Ausgabe der öſterreichiſchen Geſetze wird beim Umtauſche von uns oder irgend 
einer Buchhandlung der öſterr.-ungar. Monarchie mit einem Viertel des Preiſes 
der jeweiligen neueſten unzutauſchenden Auflage in Zahlung genommen, obwohl 
der ſo umgetauſchte Band für uns werthlos iſt. 

b) Das umzutauſchende Exemplar kann gebunden oder geheftet, muß aber 
vollſtändig fein; nur der jeweilige Band gegen den jeweiligen Band kann in 
Umtauſch angenommen werden, mithin z. B. Band II gebunden oder geheftet 
gegen Band II gebunden oder geheftet; rampouirte, beſchriebene, anders gebun⸗ 
dene, durchſchoſſene, fleckige Bände werden in Umtauſch gegen die neueſte fehler⸗ 
freie Auflage zu dem sub a) Eingangs bemerkten Preiſe auſtandslos angenommen. 

c) Die früheren Auflagen find im voraus direct an uns oder an irgend 
eine Buchhandlung franco einzuſenden. Beim Umtauſche einzelner Bände iſt Kreuz⸗ 
bandſendung, beim Umtauſche von ſechs und mehr Bänden Poſtpacket, welches jetzt 
einem ſehr billigen Porto-Tarife unterliegt, empfehlenswerth. 

Alle Buchhandlungen Oeſterreich-Ungarus ſind von uns in den Stand 
geſetzt, den Umtauſch unter den sub a) b) c) mitgetheilten B dingungen bis Ende 
1879 zu vermit eln. Auf gef. Verlangen überfenden wir gratis und franco eine 
Preisliſte, die dem Umtauſchenden ein genaues Bild gibt, wie hoch ihm die 
neuefte Auflage eines jeden Bandes u ſerer Taſchen-Ausgabe der öſterreichiſchen 
Geſetze auf dieſe Weiſe zu ſtehen kommt. 

Judem wir Beſitzer älterer Auflagen, gleichviel welchen Datums, der 


Manz'ſchen Taſchen⸗Ausgabe der öſterr. Geſetze 
erſuchen, dieſe günſtige Gelegenheit des Umtauſches, welche wir bis Eude 1879 
beſtehen laſſen, gefälligſt zu benützen, empfehlen wir uns mit Hochachtung 

Wien, Oſtern 1879. 
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